
Anlage zur Mitteilungsvorlage „Hochwassermanagementrichtlinie“

► Regelungen im Wasserhaushaltsgesetz



Forstsetzung § 78 WHG



► Regelungen im LWG NRW



werden können,

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt,

3. eine Gefährdung von Leben, erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu
erwarten sind,

4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst
werden,

5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren
gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind,

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser, das der
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zugrunde gelegt wurde, keine baulichen
Schäden zu erwarten sind.

(5) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten und in Gebieten nach 5 112 Abs. 4 sind

1. Ölheizungsanlagen hochwassersicher zu errichten und zu betreiben,

2. Anlagen zur Wasserversorgung entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der

Technik hochwassersicher zu errichten und zu betreiben, so dass die Anforderungen der
Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten werden,

3. Anlagen zur Abwasserbeseitigung entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der
Technik hochwassersicher zu errichten und zu betreiben,

4. vorhandene Ölheizungsanlagen bis zum 31.12.2021 und vorhandene Anlagen zur
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung bis zum 31.12.2016 entsprechend
nachzurüsten.

(6) Der Umbruch von Grünland in Ackerland ist in festgesetzten
Überschwemmungsgebieten und in Gebieten nach $ 112 Abs. 4 verboten. Die zuständige
Behörde kann von einem Verbot nach Satz 1 eine widerrufliche Befreiung erteilen, wenn

1. der bezweckte Schutz durch die Maßnahme nicht gefährdet wird oder

2. das Werbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt.

Bei einer Befreiung nach Satz 1 Nr. 2 ist durch Nebenbestimmungen sicherzustellen, dass

die Auswirkungen auf die Gewässergüte so weit möglich vermieden werden. Die
Befreiung kann aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit mit Nebenbestimmungen
versehen werden.

(7) Juristische Personen des öffentlichen Rechts haben bei eigenen Maßnahmen und
Planungen die Absätze 1 bis & auch ohrnıe Festsetzung zu beachten. Das gilt nicht für im
Zusammenhang bebaute Ortsteile im Sinne von 5 34 des Baugesetzbuches.

\ 8 113a
Erhaltung von Überschwemmungsgebieten als Rückhaltflächen

(Zu 8 31b Abs. 6 WHG

Überschwemmungsgebiete nach & 112 und nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete
sind in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten; soweit dem überwiegende Gründe
des Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen
Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Frühere Überschwemmungsgebiete, die als
Rückhalteflächen geeignet sind, sollen so weit wie möglich wieder hergestellt werden,
wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen.



5114
Zusätzliche Maßnahmen

{Zu 5 31b WHG)

{1) Um die Ziele des $ 31b Abs. ? und 6 des Wasserhaushaltsgesetzes zu erreichen, kann

die zuständige Behörde im Überschwemmungsgebiet, auch wenn es noch nicht
festgesetzt ist,

1. Ver- und Gebote, Genehmigungsvorbehalte und Anzeigepflichten regeln,

2. Anordnungen, insbesondere Regelungen zur Nutzung von Flächen im
Überschwemmungsgebiet treffen, um nachteilige Veränderungen des Gewässers durch
Überschwemmung der Flächen zu vermeiden.

(2) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 1 eine widerrufliche

Befreiung erteilen, wenn

1. der bezweckte Schutz durch die Maßnahme nicht gefährdet wird,

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern,

3. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt oder

4. für die Maßnahme ein Baurecht besteht.

Wird eine Befreiung erteilt, sind die nach $ 31b Abs. 6 Satz 1 des
Wasserhaushaltsgesetzes notwendigen Ausgleichsmaßnahmen gleichzeitig mit der
Maßnahme zu treffen. Die Befreiung kann aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit mit
Nebenbestimmungen versehen werden, insbesondere um die in &$ 31b Abs. 2 Satz 6 des

Wasserhaushaltsgesetzes genannten Ziele zu erreichen. $ 31 Abs. ? gilt entsprechend.

(3) Führt eine Anordnung nach Absatz 1 zu einer unbilligen Härte und wird eine Befreiung
nicht erteilt, ist eine Entschädigung zu leisten.

. 5114a
Überschwemmungsgefährdete Gebiete

(Zu 5 31c WHG)

(1) Die zuständige Behörde ermittelt die überschwemmungsgefährdeten Gebiete im

Sinne von & 31c Abs. 1 Satz 1 des Wasserhaushaltgesetzes, in denen durch

Überschwemmungen erhebliche Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit
entstehen können, legt die Karten für die Dauer von zwei Wochen zur Einsicht durch
jedermann öffentlich aus und weist auf die Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung
hin. Sie bewahrt die Karten nach Ablauf der Auslegungsfrist zur Einsicht für jedermann
auf.

(2) Soweit erforderlich, kann die zuständige Behörde in überschwenmungsgefährdeten

Gebieten nach Absatz 1 Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von erheblichen
Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit durch Hochwasser im Fall einer
Überschwemmung im Einzelfall oder allgemein durch ordnungsbehördliche Verordnung
anordnen.

5 114b

Hochwasserschutzpläne

(Zu 5 31d WHG)

(1) Die zuständige Behörde stellt Hochwasserschutzpläne nach $ 31d des

Wasserhaushaltgesetzes auf und aktualisiert sie, soweit dies erforderlich ist. Sie legt die
Hochwasserschutzpläne für die Dauer von zwei Wochen zur Einsicht durch jedermann
öffentlich aus, weist auf die Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung hin und

bewahrt die Karten nach Ablauf der Auslegungsfrist zur Einsicht für jedermann auf.

(2) Im Verfahren nach Absatz 1 hat die zuständige Behörde eine Strategische
Umweltprüfung nach 58 14f bis 14k des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

durchzuführen und die erheblichen Umweltauswirkungen, die sich aus der Durchführung

der Hochwasserschutzpläne ergeben, nach &$ 14m Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung zu überwachen. Bei der Auslegung nach Absatz 1 ist $ 141
Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu beachten.



8 114c
Informationen zum Hochwasserschutz

(Zu $ 31a Abs. 3 WHG)

Die oberste Wasserbehörde regelt durch Verwaltungsvorschrift das Melde- und
Warnsystem zum Schutz der Bevölkerung, von Industrie und Gewerbe.

8 114d

Kooperation in den Flussgebieten
(Zu $ 32 WHG)

Beim Hochwasserschutz arbeiten die in einer Flussgebietseinheit betroffenen Länder und
Staaten zusammen.


